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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Michael Kellner, Andreas Audretsch,
Julian Joswig, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 21/420 -

Wettbewerbsfahiger Strom fiir die energieintensive Industrie

Vorbemerkung der Fragesteller

Unsere energieintensive Industrie braucht Riickenwind. Dazu gehoren auch
wettbewerbsfahige Strompreise. Die Fraktion der CDU/CSU setzt in ihrer
Energiepolitik jedoch stark auf Gaskraftwerke, die dauerhaft fossil bleiben
sollen — ein teurer Irrweg, der ohne konsequenten ,,Fuel Switch® zu griinem
Wasserstoff unsere Abhéngigkeit von fossilem Gas verldngert und unsere
Technologiefiihrerschaft in zukunftsfahigen Industrien (u.a. Markthochlauf
von Wasserstoff) gefdhrdet. Dauerhaft giinstige Strompreise konnen nur durch
den Ausbau der erneuerbaren Energien erreicht werden — flankiert von ausrei-
chenden Speichern, flexiblem Verbrauch und von Kraftwerken, die zunichst
mit Gas und nach einem notwendigen ,,Fuel Switch“ mit Wasserstoff oder grii-
nen Molekiilen betrieben werden.

Als schnelle, zusitzliche MaBinahme ist es zwar begriiBenswert, dass die Bun-
desministerin fiir Wirtschaft und Energie Katherina Reiche die Initiativen des
ehemaligen Bundesministers fiir Wirtschaft und Klimaschutz Dr. Robert
Habeck zur Senkung der Stromsteuer und der Netzentgelte fortfiihren mdchte.
Grundsitzlich zu begriiflen ist auch die Einfithrung eines Industriestromprei-
ses fiir die energieintensive Industrie. Es besteht jedoch erhebliche Unsicher-
heit, welche konkrete Ausgestaltung, welchen Empfangerkreis und welche
Kosten die Bundesregierung fiir diesen Industriestrompreis vorsieht. Wahrend
der Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD lediglich eine Absenkung
der Stromkosten fiir alle Unternehmen um 5 Cent pro Kilowattstunde (ct/
kWh) vorsieht und einen Industriestrompreis in unbestimmter Hohe erwéhnt,
gehen mehrere aktuelle Presseberichte unter Verweis auf BMWE-interne
(BMWE = Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie) Papiere von einer
geplanten Absenkung der Stromkosten der energieintensiven Industrie auf
5 ct/kWh aus.

Laut Presseberichten (www.handelsblatt.com/politik/deutschland/industriestro
mpreis-wirtschaftsministerium-fuerchtet-scheitern-an-der-eu/100129190.html)
trifft der geplante subventionierte Industriestrompreis zudem auf erhebliche
beihilferechtliche Vorbehalte der Europdischen Kommission. Ohne eine
schnelle Kldrung in Briissel drohen deshalb gleich zwei Risiken: Erstens ein
Scheitern des Industriestrompreises — mit dauerhaft hohen Stromkosten fiir die
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Industrie — und zweitens eine fossile Pfadabhingigkeit, die die Energiewende
weiter verteuert.

Vorbemerkung der Bundesregierung

Der Koalitionsvertrag sieht vor, ,.fiir die anderweitig nicht weiter zu entlasten-
den energieintensiven Unternehmen [...] im Rahmen der beihilferechtlichen
Moglichkeiten eine besondere Entlastung (Industriestrompreis) einzufiihren.
Detailfragen zu der Ausgestaltung konnen zu diesem Zeitpunkt nicht beantwor-
tet werden.

Aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung folgt ein Kernbereich exekutiver Ei-
genverantwortung, der einen auch parlamentarisch grundsitzlich nicht aus-
forschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich einschliefit. Dazu ge-
hort die Willensbildung der Regierung selbst, sowohl hinsichtlich der Erdrte-
rungen im Kabinett als auch bei der Vorbereitung von Kabinett- und Ressort-
entscheidungen, die sich vornehmlich in ressortiibergreifenden und -internen
Abstimmungsprozessen vollzieht (BVerfGE 137, 185 [Ls.2; 236 ff.]). Eine
Pflicht der Regierung, parlamentarischen Informationswiinschen zu entspre-
chen, besteht danach in der Regel nicht, wenn die Information zu einem Mitre-
gieren Dritter bei Entscheidungen fiihren kann, die in der alleinigen Kompetenz
der Regierung liegen (BVerfGE 124, 78 [120 f.]; 137, 185 [234]). Die Kontroll-
kompetenz des Parlaments erstreckt sich daher grundsétzlich nur auf bereits ab-
geschlossene Vorginge und umfasst nicht die Befugnis, in laufende Verhand-
lungen und Entscheidungsvorbereitungen einzugreifen (BVerfGE 124, 78
[121]; 137, 185 [234 £.]).*

1. Welche Hohe sieht die Bundesregierung fiir einen mdglichen staatlich
gestiitzten Industriestrompreis vor?

4. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, dass, wie im Koalitionsver-
trag angekiindigt, alle Unternehmen um mindestens 5 ct/kWh entlastet
werden?

6. Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen der beihilferechtlichen
Ausgestaltung des Industriestrompreises im Sinne des Green Deals von
begiinstigten Industrieunternehmen eine klare Verpflichtung einzufordern
mit Blick auf die

a) Erreichung der Klimaneutralitét bis 2045,
b) Standort- und Beschiftigungssicherung,
¢) Tariftreue,
d) Energieeffizienz,
e) Flexibilisierung des Verbrauchs,
und wenn nein, warum nicht?
9. Wer trigt innerhalb der Bundesregierung die Federfithrung fiir die Ver-
handlungen zum Industriestrompreis in Briissel, und wie erfolgt die Ab-

stimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, insbesondere zur
Deckung der veranschlagten Haushaltswirkungen?

*  Hierzu vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage ,,Transparenz in der demokratischen Willensbildung® auf Bundestagsdrucksache 18/13360 mit
Hinweisen zum Umgang mit thematisch nicht eingegrenzten Fragen sowie Kalenderanfragen (Fragen nach allen Terminen der Hausleitung in einem bestimmten
Zeitraum).
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10.

11.

12.

13.

14.

17.

Bis wann ist die Ubermittlung eines vollstindigen Notifizierungsdossiers
an die Europdische Kommission vorgesehen, und mit welcher realisti-
schen Verfahrensdauer rechnet die Bundesregierung, damit der Industrie-
strompreis ab 1. Januar 2026 greifen kann?

Wird seitens der Bundesregierung mit der Europdischen Kommission da-
riiber beraten, ein befristetes Sonderprogramm ,,Européischer Briicken-
strompreis® einzurichten, um Wettbewerbsverzerrungen im EU-Binnen-
markt zu vermeiden — etwa durch die Bereitstellung giinstiger Kredite
nach dem Vorbild des SURE-Programms fiir Mitgliedstaaten, die einen
national finanzierten Industriestrompreis nicht aus eigener Kraft umset-
zen konnen, damit diese zeitlich befristete UnterstiitzungsmaB3nahmen
fiir energieintensive Unternehmen ermdglichen konnen?

Wird mit der Europdischen Kommission dariiber verhandelt, einen sol-
chen Briickenstrompreis im Rahmen von REPowerEU fiir die Mitglied-
staaten forderfdahig zu machen?

Welche alternativen Ausgleichs- oder Unterstiitzungsinstrumente priift
die Bundesregierung fiir den Fall, dass die Genehmigung des Industrie-
strompreises nicht erteilt wird?

Welche jéhrlichen Haushaltswirkungen (Ausgaben, Mindereinnahmen,
Deckungsvorschldge) erwartet die Bundesregierung fiir den Zeitraum
von 2025 bis 2035 in Bezug auf den Industriestrompreis, und auf wel-
cher Grundlage sollen diese finanziert werden?

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung iiber mogliche Klageri-
siken anderer EU-Mitgliedstaaten oder von Wettbewerbern vor, wenn der
Industriestrompreis genehmigt wiirde?

Die Fragen 1, 4, 6, 9 bis 14 und 17 werden gemeinsam beantwortet.

Zur Beantwortung wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

2.

Wie viele Unternehmen in Deutschland wiren nach Auffassung der Bun-
desregierung aufgrund der sogenannten KUEBLL-Liste (KUEBLL =
Klima-, Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien) potenziell anspruchsbe-
rechtigt fiir den Industriestrompreis, und wie verteilen sie sich auf die
Branchen und Bundeslidnder (bitte tabellarisch auflisten)?

Der Bundesregierung liegt keine vollstindige Ubersicht aller Unternehmen der
Branchen auf der KUEBLL-Liste vor. Die Liste umfasst 116 Sektoren. Im Ub-
rigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

a) Was hat die Bundesregierung unternommen, um die Liste der antrags-

berechtigten Unternehmen iiber die KUEBLL-Liste auszuweiten?

b) Auf welche Branchen plant sie, die KUEBLL-Liste auszuweiten?

c) Wie begriindet die Bundesregierung die Ausweitung auf die jeweiligen

Branchen?

Die Fragen 2a bis 2c werden gemeinsam beantwortet.

Zur Beantwortung der Teilfragen 2a bis 2¢ wird auf die Vorbemerkung der
Bundesregierung verwiesen.
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3. Welche Verteilungswirkung erwartet die Bundesregierung bei Einfiih-
rung eines Industriestrompreises auf kleine, mittlere und groe Unterneh-
men, und wie verteilt sich die Entlastung nach Abschitzung der Bundes-
regierung auf diese drei Gruppen?

Allgemein sind Entlastungsmafinahmen im Energiesektor unabhéngig von der
GroBe der Unternehmen, sondern abhéngig von Sektorenzugehdrigkeit und
Verbrauchsverhalten der Unternehmen. Im Ubrigen wird auf die Vorbemerkung
der Bundesregierung verwiesen.

5. Welcher durchschnittliche Strompreis wird nach Informationen der Bun-
desregierung von jenen Unternehmen gezahlt, die geméB der sogenann-
ten KUEBLL-Liste potenziell anspruchsberechtigt fiir den Industrie-
strompreis wéren, und zwar

a) 2025,
b) jeweils in den Jahren von 2013 bis 2023?

15. Wie hoch schitzt die Bundesregierung den durchschnittlichen Strompreis
(in ct/kWh) fiir die nach der ,,KUEBLL-Liste“ anspruchsberechtigten
Unternehmen,

a) wenn der Industriestrompreis von 5 ct/kWh bzw. eine Absenkung des
Strompreises auch fiir energieintensive Unternehmen um 5 ct/kWh
wie geplant genehmigt wiirde, und

b) welches durchschnittliche Preisniveau ergébe sich ohne diese Mal3-
nahme bei Fortfiihrung der derzeitigen Stromsteuer- und Netzentgelt-
regelungen

(bitte zugrunde liegende Annahmen — Spot- und Terminmarktniveau,
EEG-Umlagen-Befreiungen [EEG = Ermeuerbare-Energien-Gesetz]
u. A. —] transparent darlegen)?

Die Fragen 5 und 15 werden gemeinsam beantwortet.

Der Bundesregierung liegt keine vollstindige Ubersicht aller Unternehmen der
Branchen auf der KUEBLL-Liste vor. Zudem unterscheiden sich die Strom-
preise einzelner Unternehmen aufgrund der jeweiligen Beschaffungsstrategie
stark (Eigenverbrauch, Einkauf im GroBhandel, Vertragskonditionen, Power
Purchase Agreements etc.). Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
(BMWE) hat keine Einsicht in die privatwirtschaftlichen Vertrige und Beschaf-
fungsklauseln der einzelnen Unternehmen, deshalb ist es nicht moglich, einen
Durchschnittspreis zu bilden.

7. Welche Riickmeldungen der Generaldirektion Wettbewerb (DG COMP)
liegen der Bundesregierung zum deutschen Konzept eines Industrie-
strompreises seit Amtsiibernahme von Bundeswirtschaftsministerin
Katherina Reiche vor (bitte nach Datum und Inhalt aufschliisseln)?

8. Welche formellen und informellen Kontakte hat die Bundesregierung seit
dem 1. Mai 2025 mit Vertretenden der Europdischen Kommission, ande-
rer Mitgliedstaaten oder des Rates aufgenommen, um iiber das Vorhaben
zu beraten (bitte jeweils Datum, Gespréachspartnerin bzw. Gespréchspart-
ner, Ebene, Anlass und Kernaussagen benennen)?

Die Fragen 7 und 8 werden gemeinsam beantwortet.
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Die Bundesregierung steht im stetigen Austausch mit der Européischen Kom-
mission zum Thema bezahlbarer Energie. Im Ubrigen wird auf die Vorbemer-
kung der Bundesregierung verwiesen.

16. Welche Abwanderungs- bzw. Produktionsverlagerungsszenarien hat die
Bundesregierung ohne einen vergiinstigten Industriestrompreis model-
liert, und mit welchen Beschéftigungs-, Wertschopfungs- und Emissions-
wirkungen rechnet sie (bitte tabellarisch auflisten)?

Die Bundesregierung hat solche Modellierungen im Rahmen eines moglichen
Industriestrompreises nicht vorgenommen.

Die Bundesregierung nimmt demoskopische und wissenschaftliche Verdffent-
lichungen zu mdéglichen Produktionsverlagerungen der Industrie u. a. aufgrund
der hohen Energickosten aufmerksam zur Kenntnis. Darunter einschligige
Publikationen der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK), des Bun-
desverbands der Deutschen Industrie (BDI), der Boston Consulting Group
(BCQ), des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) und von Pricewaterhouse-
Coopers (PwC).



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

1Z18S.18 UOIS.I8)\ 8LI8LIO{3| 8IP Y2inp PJiM - BUNSSBIGEION



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Michael Kellner, Andreas Audretsch, Julian Joswig, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/­DIE GRÜNEN – Drucksache 21/420 –
	Wettbewerbsfähiger Strom für die energieintensive Industrie
	Vorbemerkung der Fragesteller
	Vorbemerkung der Bundesregierung



